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Vorlage Nr. L 93 /18 

für die Sitzung der staatlichen Deputation für Bildung  am 13. Februar 2014 

EFRE-Projekt „Innoaktiv“ durch die Deputation für Wirtschaft, Arbeit und Häfen ge-

nehmigt 

 

A. Sachstand 

In Zusammenarbeit mit der EFRE-Verwaltungsbehörde (EFRE = Europäischer Fond für Regi-

onale Entwicklung)  hat die Senatorin für Bildung und Wissenschaft im Rahmen des Beschäf-

tigungspolitischen Aktionsprogrammes (BAP) im Dezember 2013 einen Antrag auf Förderung 

des Projektes „Innoaktiv“ gestellt (Anlage 1). Bei „Innoaktiv“ geht es um die Anpassung von 

Berufsschulen im Land Bremen an Innovationszyklen. 

Diesem Antrag hat die Deputation für Wirtschaft, Arbeit und Häfen in seiner Sitzung am 18. 

Dezember 2013 zugestimmt (Vorlage 18/479-L als Anlage 2). Der Zuwendungsbescheid für 

das EFRE-Projekt Innoaktiv ist am 30. Dezember 2013 ergangen. Die Laufzeit des Projektes 

geht vom 1.1.2014 bis zum 31.12.2014. 

Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen hat bisher mit EFRE-Mitteln im Rahmen des Be-

schäftigungspolitischen Aktionsprogramms Investitionen für Ausbildungsinfrastruktur im 

Handwerk in Bremen und Bremerhaven und Investitionen in Ausbildungs-, Qualifizierungs-, 

Fort- und Weiterbildungs- sowie Beschäftigungsinfrastruktur bei privaten arbeitsmarktpoliti-

schen Dienstleistern in Bremen und Bremerhaven gefördert.  

In Ergänzung dieser genannten Förderungen sollen nunmehr die Ausbildungsinfrastrukturen in 

berufsbildenden Schulen in Bremen und Bremerhaven mit dem Projekt „Innoaktiv“ gefördert 

werden.  

Durch die beabsichtigten Investitionen sollen:  

a) die Innovationsfähigkeit im Land Bremen im Bereich Ausbildung unmittelbar verbessert 

und  
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b) über die Schaffung eines ausreichenden Angebots an Fachkräften für KMU deren In-

novationsfähigkeit mittelbar gesteigert werden. Dadurch sollen dem Bedarf von KMU 

entsprechende Fachkräfte zur Verfügung gestellt werden, die den Anforderungen des 

technologischen Fortschritts entsprechen. Vor allem KMU profitieren somit direkt durch 

die geplanten Investitionen in den Berufsschulen. Sie sollen die Ausbildungsinfrastruk-

turen in berufsbildenden Schulen in Bremen und Bremerhaven fördern. 

Ziel ist eine verbesserte technische Ausstattung und IT Infrastruktur in den Berufsschulen (du-

ale Ausbildung) als notwendige Rahmenbedingungen für selbstorganisiertes Lernen der Aus-

zubildenden und der zukünftigen Fachkräfte. 

Sowohl in der Stadtgemeinde Bremen als auch in Bremerhaven soll in verbesserte Rechner-

technik und Netzwerkinfrastruktur an den berufsbildenden Schulen mit Berufsschulklassen 

investiert werden.  

Die Gesamtinvestitionssumme für das Projekt Innoaktiv beträgt 1.500.000 €. 

Die Zuwendung aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) be-

trägt 1.100.000 €. 

Der Eigenanteil für das Land Bremen beträgt 400.000 €, Davon entfallen auf die Stadtgemein-

de Bremen 300.000 € und auf die Stadtgemeinde Bremerhaven 100.000 €. 

 

Die berufsbildenden Schulen der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven kooperieren in 

der dualen Ausbildung eng mit den jeweiligen Ausbildungsbetrieben. Nach dem „Bericht über 

die Situation der Mittelständischen Wirtschaft in der Freien Hansestadt Bremen 2009“ standen 

im Jahr 2008 im Land Bremen ca. 15.000 junge Menschen in einem Ausbildungsverhältnis in 

der Wirtschaft (ohne öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung, Erziehung und 

Unterricht). Etwa 12.400 Auszubildende wurden in Betrieben mit weniger als 500 Beschäftig-

ten (Klein- und mittelständige Unternehmen: KMU) ausgebildet. Berufsbildende Schulen sind 

im Wesentlichen Dienstleister für KMU in Bremen und Bremerhaven.  

Das Projekt leistet einen Beitrag zum spezifischen Ziel: Chancen für die Durchsetzung von 

Innovationen erhöhen.  

Die Innovationszyklen der technischen Ausstattung und insbesondere der IT-Infrastruktur wer-

den immer kürzer. Die Anpassungsfähigkeit daran soll unterstützt werden durch die Investition 

in neue Informationstechniken und Medien. Nur wenn die Ausstattung der berufsbildenden 

Schulen den Standards entspricht, die in den KMU Anwendung finden, können  

a) die zukünftigen Fachkräfte so ausgebildet werden, dass sie den Anforderungen des 

Arbeitsmarktes entsprechen und damit  
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b) für die Wettbewerbsfähigkeit der Region und  

c) den KMU in Bremen und Bremerhaven ausreichend gut ausgebildete Fachkräfte zur 

Verfügung gestellt werden, um  

d) die Leistungsfähigkeit der KMU zu erhalten und zu verbessern. 

 

Für den Erhalt und die Weiterentwicklung der Wettbewerbsfähigkeit sowie für die Innovations-

fähigkeit der regionalen Wirtschaft sind gut ausgebildete Fachkräfte eine wesentliche Voraus-

setzung. Die Ausbildung zukünftiger Fachkräfte muss sich deshalb an den Standards 

ausrichten, die der technologische Fortschritt vorgibt. Insbesondere im Bereich der 

Informationstechnik ist eine kontinuierliche Anpassung der Infrastruktur an die 

technologischen Veränderungen erforderlich, damit die Ausbildung in den berufsbildenden 

Schulen auf dem notwendigen Niveau des technologischen Fortschritts erfolgen kann. 

Dadurch wird das Gesamtsystem der dualen Ausbildung strukturpolitisch entwickelt und die 

Innovationsfähigkeit v.a. der KMU im Land Bremen gefördert. 

Gleichzeitig ist der Einsatz der neuesten IT-Technologie gesundheitsfördernd, insbesondere 

wegen der verminderten Emissionen und der ergonomischen Gestaltung der Arbeitsplätze. 

.  

Die Anforderungen an den Unterricht in berufsbildenden Schulen haben sich in den vergange-

nen Jahren kontinuierlich verändert. Der reine Fachunterricht wird zunehmend von einem Un-

terricht abgelöst, der durch die Orientierung an Geschäftsprozessen gekennzeichnet ist. Die 

einzelnen Fächer stehen nicht mehr isoliert nebeneinander, sondern werden thematisch zu 

Lernfeldern zusammengefasst. Innerhalb dieser Lernfelder werden Lernsituationen entwickelt, 

die den betrieblichen Prozessen möglichst realistisch entsprechen. Die Rolle der Lehrkräfte 

geht weg von der Wissensvermittlung, hin zur Moderation der Lernprozesse. In diesen Lern-

prozessen ist das selbstorganisierte Lernen ein entscheidender Faktor. Diese Umstrukturie-

rung kann nur gelingen, wenn entsprechende Rahmenbedingungen geschaffen bzw. weiter-

entwickelt werden. Die technische Ausstattung und insbesondere die IT-Infrastruktur muss so 

verändert werden, dass Auszubildende die Möglichkeit erhalten, durch Nutzung moderner 

Medien weitgehend eigenständig zu lernen.  

Komplette Arbeitsplatzrechner werden durch Clients abgelöst, die eine reduzierte technische 

Ausstattung haben, weil die Aufgaben im Hintergrund auf Zentralrechnern abgearbeitet wer-

den. Es werden in den Bremer Schulen Rechner einschließlich Software benötigt, die dazuge-

hörigen Monitore sind vorhanden. Zunehmend werden auch mobile Lösungen benötigt, die 

über WLAN-Verbindungen ins IT-Netzwerk eingebunden werden. 
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Komplexe IT-Netzwerkstrukturen sind anfällig gegen Störungen. In der Vergangenheit wurde 

überwiegend mit sog. Insellösungen gearbeitet, die mit hohen Kosten verbunden sind und die 

den Einsatz von IT-Spezialisten erfordert. Inzwischen haben sich die technischen Möglichkei-

ten weiterentwickelt: Es ist möglich, die Pflege der Netzwerke weitgehend zentral über eine 

Fernwartung vorzunehmen. Dies erfordert jedoch eine Anpassung der technischen Ausstat-

tung, weil die derzeit vorhandenen Server nur in Einzelfällen für einen Betrieb in einem Fern-

wartungsnetzwerk geeignet sind. 

Die Investitionen sind notwendig, um die Ausbildungsinfrastruktur in berufsbildenden Schulen 

in Bremen und Bremerhaven für die kommenden Jahre an den Innovationszyklus anzupassen, 

womit eine Nachhaltigkeit der investierten Mittel gesichert ist. Die mit den EFRE-Mittel geplan-

ten Investitionen gehen deutlich über die Anforderungen des Berufsbildungsgesetzes hinaus. 

Die aktuelle Ausstattung der berufsbildenden Schulen ist ausreichend, um den gesetzlichen 

Auftrag zu erfüllen. Bei der beantragen Ergänzung der Ausstattung handelt es sich nicht um 

Ersatzbeschaffungen, sondern um eine Anpassung an die technologischen Veränderungen, 

die inzwischen immer schneller erfolgen. 

 

B. Beschluss 

Die Deputation für Bildung nimmt den Bericht über das Genehmigungsverfahren des EFRE-

geförderten Projektes „Innoaktiv“ zur Kenntnis. 

 

 

In Vertretung 

 

Gerd-Rüdiger Kück 

(Staatsrat) 

 

Anlagen 

1. EFRE-Projektantrag Innoaktiv 

2. Vorlage Nr. 18/479-L für die Sitzung der Deputation für Wirtschaft, Arbeit und  Häfen am 18. De-

zember 2013 

 


























